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MACHUNG V\ E~t~J~dt 
\\ Nr. cL\) \A 3 

Jahresabschluss 2011 des Eigenbetriebes Immobilienwirtschaft der Stadt Erftstadt 

Der konsolidierte Jahresabschluss zum 31.12.2011 des Eigenbetriebes Immobilienwirtschaft der
 
Stadt Erftstadt, (bestehend aus den Betriebszweigen ("Bodenbevorratung und -entwicklung" sowie
 
"Hochbau und Gebäudewirtschaft") für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2011 bis 31.12.2011 wird
 
gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung (EigVO NRW) in Verbindung mit Artikel 16 des
 
Gesetzes über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden im Land Nordrhein­

Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW - NKFG NRW vom 16.11.2004
 
(Gv. NRW. S. 644) öffentlich bekannt gemacht:
 

1.	 Der Jahresabschluss zum 31.12.2011 wurde vom Rat der Stadt Erftstadt in seiner Sitzung 
am 11.12.2011 (Vorlage V 343/2012) - nach vorausgegangener Beratung und Abstimmung am 
20.11.2012 im Ausschuss für Wirtschaftsförderung und Betriebsausschuss Immobilienwirtschaft 
sowie mit Datum 27.11.2012 im Rechnungsprüfungsausschuss - förmlich und jeweils 
einstimmig festgestellt. 

2.	 Der konsolidierte Jahresgewinn i. H. v. plus 1.634.180,99 € wird wie folgt verwendet: 

a) Betriebszweig "Bodenbevorratung und -entwicklung" 

Der Betriebszweig schließt das Geschäftsjahr 2011 mit einem Jahresgewinn i. H. v. plus 
2.797.836,55 € ab. Der Jahresgewinn wird zur Stärkung der Eigenfinanzierung in die Gewinn­
rücklagen eingestellt. 

b) Betriebszweig "Hochbau und Gebäudewirtschaft" 

Der Betriebszweig schließt das Geschäftsjahr 2010 mit einem Jahresverlust i. H. v. minus 
1.163.655,86 € ab. Der Jahresverlust wird auf neue Rechnung vorgetragen und nach Ablauf 
von fünf Jahren mit den Rücklagen verrechnet. 

3.	 Der Prüfvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (ohne AZ - gemäß Anlage) 
wurde am 07.03.2013 erteilt. 

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht liegen zur Einsichtnahme
 
vom
 

15.04.2013 bis 26.04.2013 

montags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

im	 Rathaus Erftstadt - Liblar, Holzdamm 10, Zimmer 423 öffentlich aus. 

Erftstadt, den 12.03.2013 

Stadt Erftstadt 
In Vertretung 
1. Beigeordneter 
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GPA NRW 
GPA NRW 
Beratung. Prüfung. Service 
Heinrichstraße 1 • 44623 Herne 

Wilma Wiegand 
Team Jahresabschlussprüfung Eigenbetrieb Immobilienwirtschaft der 

Stadt Erftstadt Tel.: (02323) 1480-116 
Holzdamm 10 Fax: (02323) 1480-333 
50374 Erftstadt 

Wllma.Wiegand@gpa.nrw.de 
www.gpa.nrw.de 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Herne 
07.03.2013 

Prüfung des Jahresabschlusses des Betriebes "Eigenbetrieb 
Immobilienwirtschaft der Stadt Erftstadt" zum 31.12.2011 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend übersende ich Ihnen meinen Abschließenden Vermerk zur Prüfung des 

Jahresabschlusses zum 31.12.2011. 

Als gesetzlicher Abschlussprüfer gemäß § 106 GO I\JRW habe ich den Prüfungsbericht der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rödl & Partner ausgewertet sowie eine Analyse anhand 

landesweit einheitlich berechneter Kennzahlen durchgeführt. 

Ich komme zu dem Ergebnis, dass ich den Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 

vollinhaltlich übernehme. Eine Ergänzung durch die GPA NRW gemäß § 3 der Verordnung 

über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungs­

pflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus meiner Sicht nicht erforderlich. 

Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass der Abschließende Vermerk gemäß § 3 (5) JAP 

DVO öffentlich bekannt zu machen ist. Bitte übersenden Sie mir anschließend einen 

Nachweis über die erfolgte Bekanntmachung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Bankverbindung: Herner Sparkasse, Konto 1 026 111, BLZ 432 500 30
 
Öffentliche Verkehrsmittel: Haltestelle Herne-Mitte (Linien U35, 303, 311, 312, 323, 333, 362, 367, 390)
 



Abschließender Vermerk der GPA NRW 

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Betriebes 

Eigenbetrieb Immobilienwirtschaft der Stadt Erftstadt. Zur Durchführung der Jahresab­

schlussprüfung zum 31.12.2011 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rödl & 

Partner, Köln, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 28.08.2012 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk erteilt. 

"Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 

sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 

Eigenbetriebes Immobilienwirtschaft der Stadt Erftstadt, Erftstadt, für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 

Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, 

den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen 

der Satzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere 

Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 

abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB i. V.m. § 106 GO NRW unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so 

zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 

Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 

erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 

die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 

Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 

der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 

Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 

die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 

eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 



Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 

ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 

Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar." 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rödl & Partner 

ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu 

folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine 

Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprü­

fung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP OVO) ist aus Sicht 

der GPA NRW nicht erforderlich. 

Herne, den 07.03.2013 

GPA NRW 

~~tvtiJ~ wJ 
Wilma Wiegand ~ 



1. Änderung der Hauptssatzung der Stadt Erftstadt vom A3. tJ3.4{)(3 

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Bstb. f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW, S. 
666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 
474), hat der Rat der Stadt Erftstadt am 12.03.2013 mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Mitglieder des Rates die folgende Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 

a)	 I n § 11 Abs. 2 Satz 2 der Hauptsatzung werden vor dem Wort "Teilnahme" die Wörter 
"im Rahmen seiner Mandatsausübung erforderliche" eingefügt. 

b)	 I n § 11 Abs. 4 der Hauptsatzung wird das Wort "regelmäßigen" vor dem Wort 
"Arbeitszeit" gestrichen. 

c)	 § 11 Abs. Nr. d) der Hauptsatzung wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 
Personen, die 
1. einen Haushalt mit 

a) mindestens zwei Personen, von denen mindestens eine ein Kind unter 14 
Jahren oder eine anerkannt pflegebedürftige Person nach § 14 SGB XI ist, oder 
b) mindestens drei Personen führen und 

2. nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind,
 
erhalten für die mandatsbedingte Abwesenheit vom Haushalt den Regelstundensatz
 
nach § 11 Abs. 4 Nr. a) dieser Satzung.
 

Statt des Regelstundensatzes werden auf Antrag die notwendigen Kosten für eine 
Vertretung im Haushalt ersetzt. 

d)	 § 23 enthält folgenden Zusatz: 

Die 1. Änderungen der Hauptsatzung der Stadt Erftstadt tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW n. 
F. in Verbindung mit Artikel VII Abs. 4, Abs. 5 Satz 3 des Gesetzes zur Änderung der 
Kommunalverfassung beim Zustandekommen der Satzung (sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder Flächennutzungsplan) nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
 
wurde nicht durchgeführt,
 

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
 

c)	 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt 

Erftstadt, den .d ~ .'.P.~:.~.4?!3 

,l(Erner) 
1. Beigeordneter 



Öffentliche Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln 
Az.: 54.1.12.1- Swistbach 

Nach § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) iV.m. § 112 Abs. 1 Sätze 1-3 und 5 
Landeswassergesetz (LWG) ist das Überschwemmungsgebiet (ÜSG) des 
Swistbaches - von der Mündung in die Erft bis Gewässerkilometer (km) 30+350 ­
im Bereich der Stadt Erftstadt im Rhein-Erft-Kreis, im Bereich der Gemeinden 
Swisttal und Wachtberg sowie der Städte Rheinbach und Meckenheim im Rhein­
Sieg-Kreis und im Bereich der Gemeinde Weilerswist im Kreis Euskirchen im 
Regierungsbezirk Köln von der Bezirksregierung Köln durch eine 
ordnungsbehördliche Verordnung festzusetzen. In dem Verfahren zur Festsetzung 
des vorgenannten Überschwemmungsgebietes ist eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
unter entsprechender Anwendung des § 73 Abs. 2 bis 5 
Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (VwVfG I\IRW) 
du rchzufCI hre n. 
Die Unterlagen für die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des 
Swistbaches werden gemäß § 112 Abs. 1 Sätze 1-3 und 5 LWG iV.m. § 73 Abs. 2 
bis 5 VwVfG NRW einen Monat lang in den Städten und Gemeinden, in deren 
Bereich sich die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Swistbaches 
auswirkt, und zwar in der Zeit vom Dienstag, den 09.04.2013 bis Mittwoch, den 
08.05.2013 einschließlich bei der Stadt Erftstadt, Rathaus Liblar, Holzdamm 10, 3. 
Etage Zimmer 325 in der Zeit von Mo. - Fr. 08:00 - 12:00 Uhr, Mo. , Di., Mi. 12:30 
- 16:30 Uhr sowie 00. 12:30 - 17:00 Uhr zur Einsichtnahme ausgelegt. Jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 
Wochen nach dem Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich zum 
Donnerstag, den 23.05.2013, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt 
Erftstadt, Rathaus Liblar, Holzdamm 10, 50374 Erftstadt oder bei der 
Bezirksregierung Köln, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, Einwendungen erheben. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind nach § 73 Abs. 4 VwVfG NRW alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der 
Einwendung zumindest der geltend gemachte Belang und die Art der 
Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem 
lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen 
Mindestinhalt sind unbeachtlich. Wirksam erhobene Einwendungen werden von der 
Bezirksregierung Köln im Rahmen der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes 
geprüft. 
Im festgesetzten Überschwemmungsgebiet gelten die Verbots- und 
Genehmigungstatbestände sowie die sonstigen Regelungen gemäß § 78 WHG und 
§ 113 Abs. 5 -7 LWG. Ich weise darauf hin, dass ich das neu ermittelte 
Überschwemmungsgebiet des Swistbaches vorläufig gesichert habe. Die vorläufige 
Sicherung des Überschwemmungsgebietes im Sinne des § 76 Abs. 3 WHG tritt am 
19.03.2013 in Kraft und endet mit dem Inkrafttreten einer neuen 
Überschwemmungsgebietsverordnung. Die Veröffentlichung der vorläufigen 
Sicherung erfolgt am 25.02.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln. Die 
Karten der vorläufigen Sicherung entsprechen den in diesem Festsetzungsverfahren 
ausgelegten Karten. Die Verbots- und Genehmigungstatbestände sowie die 
sonstigen Regelungen gemäß § 78 WHG und § 113 Abs. 5 -7 LWG, wie für ein 
bereits festgesetztes Überschwemmungsgebiet, gelten für das vorläufig gesicherte 
Überschwemmungsgebiet entsprechend. 



Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Unterlagen entstehen, werden nicht 
erstattet. 

Köln, den 04.03.2013 
Bezirksregierung Köln 
Obere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
gez. Schmitz 


